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Einleitung 
 
 
„Die österreichische Jugendwohlfahrt ist aufgrund verschiedenster gesellschaftli-
cher Entwicklungen mit einer Reihe an Herausforderungen konfrontiert. Zur Be-
wältigung dieser Herausforderungen sind strukturelle Veränderungen nötig.“ Die-
se beiden Thesen fanden in früheren JU-Quest-Befragungen eine hohe Zustim-
mung. Die im Sommer 2006 durchgeführte fünfte Online-Befragung versuchte 
vor diesem Hintergrund das Thema struktureller Veränderungen noch einmal et-
was differenzierter aufzugreifen. Mit Blick auf die letzten fünf Jahre (als über-
schaubarer Rahmen) wurde nach Veränderungen bei Organisationsstrukturen 
und Aufgaben bzw. Angeboten sowie nach Veränderungen in der Zusammenset-
zung der KlientInnengruppen und der MitarbeiterInnen gefragt. Darüber hinaus 
wurden in zwei offenen Fragen die Erfahrungen der TeilnehmerInnen mit der fö-
deralistischen Struktur der Jugendwohlfahrt in Österreich und mit der Verwal-
tungsstruktur des jeweiligen Bundeslandes angesprochen. 
 
Nimmt man die bisherigen Befragungen, so ist einerseits von einer Vielzahl an 
neuen Herausforderungen die Rede, die mit gesellschaftlichern Veränderungen, 
mit veränderten Sozialisationsbedingungen, mit demographischen Entwicklungen 
etc. einhergehen. Auf der anderen Seite steht als zentrales Ergebnis der JU-
Quest-ExpertInnenbefragung 2005 der Eindruck, dass der finanzielle Rahmen für 
die österreichische Jugendwohlfahrt trotz nominell steigender Budgets enger 
wird. Einschränkungen sind in fast allen Bereichen spürbar, auch wenn es regio-
nale Unterschiede gibt und verschiedene Träger oder Angebote unterschiedlich 
betroffen sind.  
In der Wahrnehmung der meisten Befragten hat sich in Bezug auf die Angebote 
in den letzten Jahren sehr viel getan, auch wenn noch einiges an Entwicklungs-
bedarf offen ist. Unter dem Eindruck eines enger werdenden finanziellen Rah-
mens scheint aber jetzt eher das Gefühl vorzuherrschen, dass diese Entwicklung 
ins Stocken geraten ist. "Es ist keine Zeit des Aufbruchs ...", so formulierte es 
ein/e TeilnehmerIn der Befragung 2005. Diese Einschätzung eignet sich gut, um 
die in den Antworten häufig zum Ausdruck kommende Stimmung zu kennzeich-
nen.  
Im Blick auf die Zukunft dominierte bei den bisherigen Befragungen der Hinweis 
auf "Vernetzung" als zentrale Herausforderung und Notwendigkeit. Daneben wird 
auf die Notwendigkeit von mehr Flexibilität in allen Bereichen verwiesen. Mehr 
offene inhaltliche Auseinandersetzung und ein Überdenken bisheriger Konzepte, 
Arbeitsansätze und Qualitätssicherungsmaßnahmen wurden gefordert. Auffällig 
war, dass häufig davon gesprochen wurde, zur Bewältigung der aktuellen Her-
ausforderungen werde wohl "viel Engagement" nötig sein.  
Auch wenn die aktuelle Situation sehr kritisch betrachtet wird und der Blick in die 
Zukunft allenfalls vereinzelt vorsichtig optimistisch ausfällt, dominiert über weite 
Strecken der Eindruck, dass mehr oder weniger alle Beteiligten mit viel Pragma-
tismus versuchen, mit der derzeitigen schwierigen Situation umzugehen, das 
Beste daraus zu machen und Wege der Weiterarbeit zu finden. 
 
Die aktuelle Befragung verdeutlicht noch einmal die Vielzahl an Veränderungen in 
den letzten Jahren und zeigt eine Fülle an strukturell relevanten Veränderungen. 
Organisationsentwicklungsprozesse unterschiedlichster Reichweite, Veränderun-
gen in der Angebotsstruktur, Veränderungen beim Klientel und letztendlich auch 
bei den Fachkräften illustrieren einerseits die Dynamik der Entwicklungen. Ande-
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rerseits wird aus den Antworten aber auch deutlich, dass eine Reihe von Fragen 
im Raum steht. 
Das Verhältnis von öffentlichen zu den freien Trägern verändert sich und inner-
betrieblich deutet sich möglicherweise eine Veränderung der Managementkultur 
an. KlientInnen mit einem Migrationshintergrund bringen neue Herausforderun-
gen. Eine häufig formulierte Zunahme an KlientInnen mit einem psychiatrischen 
Hintergrund erscheint erklärungsbedürftig und die Arbeitsbedingungen für die 
Fachkräfte scheinen tendenziell prekärer zu werden.  
Diese und andere Themen geben Anlass für Auseinandersetzung und Diskussion 
und zeigen in Bezug auf verschiedene Entwicklungen einen Forschungsbedarf an. 
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1. Methodische Vorbemerkungen 
 
 

1.1. Der Fragebogen 
 
Strukturelle Aspekte waren das Leitthema für die Befragung 2006. In der Vorbe-
reitung der Befragung wurde schnell deutlich, dass der Begriff „strukturell“ sehr 
unterschiedlich verstanden werden kann und der Bogen an Aspekten und The-
men, die darunter gefasst werden können, sehr breit ist. So war einerseits eine 
Auswahl der Themen nötig. Der Fragebogen zur Befragung 2006 fokussierte da-
her auf Veränderungen in der Organisationsstruktur, auf Veränderungen bei den 
Aufgaben und Angeboten, auf Veränderungen in der Zusammensetzung der 
KlientInnen und der MitarbeiterInnen in der Jugendwohlfahrt. Daneben sollte die 
immer wieder diskutierte föderalistische Struktur der Jugendwohlfahrt in Öster-
reich sowie die Integration der Jugendwohlfahrt in die Verwaltungsstruktur der 
verschiedenen Bundesländer angesprochen werden. Zum anderen sollten rele-
vante Perspektivenunterschiede zwischen öffentlichen und freien Jugendwohl-
fahrtsträgern berücksichtigt werden und die aus der breiten Streuung der Teil-
nehmerInnen resultierenden unterschiedlichen Bezugspunkte und Erfahrungshin-
tergründe sichtbar werden. So wurden z.B. die Fragen nach Veränderungen in 
der Organisationsstruktur und bei den Aufgaben bzw. Angeboten gesplittet und 
die TeilnehmerInnen wurden immer gebeten, wahrgenommene Veränderungen 
auch zu beschreiben. 
Daraus ergab sich – je nachdem, wie viele Veränderungen die TeilnehmerInnen 
angaben – ein recht umfangreicher und anspruchsvoller Fragebogen. Es sei an 
dieser Stelle auch noch einmal nachdrücklich den TeilnehmerInnen gedankt, dass 
sie bereit waren, so viel Zeit und Energie für die Beantwortung zu investieren. 
Um den TeilnehmerInnen ein bequemeres Ausfüllen des Online-Fragebogens zu 
ermöglichen, wurde er so gestaltet, dass eine Unterbrechung der Befragung und 
eine spätere Wiederaufnahme möglich waren.  
Gleichzeitig wurden Angaben über die Zugehörigkeit zur Jugendwohlfahrt oder zu 
angrenzenden Arbeitsfeldern sowie zu öffentlichen bzw. freien Trägern auch als 
Filterparameter benutzt. Manche Fragen wurden nur MitarbeiterInnen freier Trä-
ger gestellt, manche nur solchen öffentlicher Träger und diese waren online dann 
auch nur für die entsprechenden Gruppen einsehbar. 
 
 

1.2. Die TeilnehmerInnen 
 
Insgesamt wurden 96 ExpertInnen per E-Mail kontaktiert und zur Befragung ein-
geladen. Davon haben 73 den Link zum Fragebogen geöffnet und zumindest den 
Einleitungstext gelesen.  
Die Möglichkeit, die Beantwortung der Fragen zu unterbrechen und später wieder 
aufzunehmen, wurde von vielen TeilnehmerInnen genutzt. Diese Vorgangsweise 
führte allerdings auch dazu, dass die Fragebogen in unterschiedlichem Ausmaß 
ausgefüllt wurden. Die ersten Fragen wurden noch von 68 TeilnehmerInnen be-
antwortet, beim zweiten inhaltlichen Fragenblock sank die Antwortrate dann 
schon auf 53 TeilnehmerInnen. Insgesamt 50 TeilnehmerInnen haben den Fra-
gebogen letztlich zur Gänze beantwortet. 
In der Folge wird daher auch immer die konkrete Anzahl der Antworten ausge-
wiesen. Bei einzelnen Fragen wurde auch untersucht, ob sich Verschiebungen in 



 Seite 5 

den Verhältnissen ergeben, wenn nur die 50 TeilnehmerInnen berücksichtigt 
werden, die den gesamten Fragebogen beantwortet haben. 
 
Wie bei den bisherigen Befragungen wurden die TeilnehmerInnen gebeten, sich 
entweder dem unmittelbaren Jugendwohlfahrtsbereich, wie er im Jugendwohl-
fahrtsgesetz definiert ist, oder aber angrenzenden Bereichen zuzuordnen. Von 
den 68 TeilnehmerInnen, die diese Frage beantwortet haben, haben 50 (d.s. 
73,53%) angegeben, im unmittelbaren Jugendwohlfahrtsbereich tätig zu sein, 18 
(d.s. 26,47%) haben sich im Nahbereich angesiedelt. Bei einer ausschließlichen 
Betrachtung der 50 vollständig ausgefüllten Fragebögen ergibt sich ein Verhältnis 
von 76% zu 24%. 
Insgesamt kann, wie auch bei der letztjährigen Befragung, gesagt werden, dass 
etwa drei Viertel der Befragten im unmittelbaren Jugendwohlfahrtsbereich arbei-
ten und cirka ein Viertel in Arbeitsfeldern im Nahbereich der Jugendwohlfahrt. 
Von denen, die im unmittelbaren Jugendwohlfahrtsbereich tätig sind, haben 24 
(d.s. 48%) angegeben, bei einem öffentlichen Träger zu arbeiten, 23 (d.s. 46%) 
arbeiten bei freien Trägern und 3 (6%) auf selbständiger Basis. 
Von den in der unmittelbaren Jugendwohlfahrt tätigen TeilnehmerInnen ordneten 
sich 29 (d.s. 58%) dem Management zu, 7 (d.s. 14%) sind im organisatorischen 
Bereich tätig und 14 (d.s. 28%) in der unmittelbaren KlientInnenarbeit. Bezieht 
man nur die 50 TeilnehmerInnen mit ein, die die Befragung auch abgeschlossen 
haben, so ergibt sich eine leichte Verschiebung: 55,26 % im Management, 
15,79% in organisatorischen Bereich und 28,95 % in der unmittelbaren KlientIn-
nenarbeit. 
 
Die TeilnehmerInnen, die im Nahbereich der Jugendwohlfahrt tätig sind, arbeiten 
zum größten Teil (83,33%) in Institutionen. Berücksichtigt man nur die erwähn-
ten 50, so erhöht sich dieser Anteil noch auf fast 92% (11 von 12 Befragten). Die 
übrigen arbeiten auf selbständiger Basis. 
 
Da sich eine genaue Zuordnung zu einem Bundesland in den letzten Befragungen 
als schwierig erwies, wurde diesmal die Frage so formuliert, dass die Teilnehme-
rInnen angeben sollten, auf welches Bundesland bzw. welche Bundesländer sich 
ihre Erfahrungen mit der Jugendwohlfahrt hauptsächlich beziehen. Mehrfachnen-
nungen waren hier ebenso möglich wie die Angabe, die Tätigkeiten bzw. Erfah-
rungen bezögen sich auf das gesamte Bundesgebiet. 
Die Anzahl der Nennungen war entsprechend höher als die Anzahl der Antwor-
tenden. 
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(n=50) 
 
 
Wiederum deutlich überrepräsentiert erscheint hier die Steiermark mit 20 Nen-
nungen, vor Tirol mit 11 und Wien mit 10. Unterrepräsentiert, aber immerhin 
vertreten, sind Burgenland (mit 4 Nennungen) und Kärnten (5 Nennungen). Die-
sem Umstand wurde bei der Auswertung insofern Rechnung getragen, dass die 
jeweiligen Verteilungen und Antworten daraufhin überprüft wurden, ob sich hier 
spezifisch steiermärkische Themen abzeichnen bzw. ob die einzelnen Bundeslän-
der vertreten oder nicht vertreten sind. 
 
 

In welchem Bundesland/welchen Bundesländern sind Sie
hauptsächlich tätig bzw. auf welches Bundesland/welche
Bundesländer konzentrieren sich Ihre Erfahrungen mit der 
Jugendwohlfahrt?
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2. Ergebnisse 
 
 

2.1. Veränderung von Organisationsstrukturen 
 
Der erste inhaltliche Fragenkomplex fokussierte auf Veränderungen der internen 
Organisationsstrukturen. Im Hintergrund stand der Eindruck, dass viele Jugend-
wohlfahrtsbehörden und –einrichtungen in den letzten Jahren zum Teil massiven 
Veränderungen unterworfen waren oder es immer noch sind. Auch in der Steue-
rungsgruppe ließ sich feststellen, dass fast alle Mitglieder neben der inhaltlich-
fachlichen Arbeit in hohem Maße auch mit Umstrukturierungen der Organisation 
beschäftigt waren. Dieser Eindruck sollte anhand von zwei Fragen überprüft wer-
den. In der ersten Frage, die sich an alle TeilnehmerInnen richtete, wurde nach 
Veränderungen der jeweiligen internen Organisationsstrukturen gefragt. Die 
zweite Frage in diesem Kontext richtete sich an alle TeilnehmerInnen, die sich 
nicht einem öffentlichen Träger zugeordnet hatten und fragte nach ihrer Ein-
schätzung von Veränderungen der Organisationsstrukturen der öffentlichen Ju-
gendwohlfahrt. Ziel dieser zweiten Frage war es, sozusagen aus einer Außenper-
spektive eine Einschätzung der Veränderungen der öffentlichen Jugendwohlfahrt 
zu erhalten, die auch mit den Antworten von MitarbeiterInnen öffentlicher Träger 
auf die erste Frage – also der Innensicht – verglichen werden kann. 
 
Als erstes Bild zeichnet sich ab, dass die letzten 5 Jahre für viele mit der Erfah-
rung von Veränderungen der internen Organisationsstrukturen gekennzeichnet 
waren: 
 

(n=60) 
 
 

Wenn Sie auf die letzten fünf Jahre zurückblicken: Haben sich 
in Ihrer Organisation/Ihrer Einrichtung/Ihrem Amt/Ihrer Behör-
de die internen Organisationsstrukturen verändert?  
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Von den 60 TeilnehmerInnen, die diese Frage beantwortet haben, haben 51 (d.s. 
85%) mit „ja“ geantwortet. Keine Organisationsveränderungen wurden von sie-
ben TeilnehmerInnen (d.s. 11,67%) angegeben. Ein Vergleich der Antwortenden 
macht deutlich, dass es sich bei diesen Umstrukturierungen nicht um ein spezifi-
sches Phänomen der Jugendwohlfahrt handelt. Veränderungen von Organisati-
onsstrukturen wurden im selben Maße sowohl von Menschen die im unmittelba-
ren Jugendwohlfahrtsbereich tätig sind, als auch von TeilnehmerInnen, die sich 
dem Nahbereich zugeordnet haben, festgestellt. Auch in Bezug auf die Zugehö-
rigkeit zu öffentlichen oder freien Trägern bleibt das Verhältnis in etwa gleich. 
 
In der Folge wurden die TeilnehmerInnen um eine Zuordnung der festgestellten 
Veränderungen zu bestimmten Kategorien gebeten. Die Angaben werden in der 
nachstehenden Tabelle nach der Häufigkeit gereiht dargestellt: 
 

 

Veränderungen der internen Organisationsstrukturen 

Kategorie Anzahl Nennungen Prozent 

Veränderungen bei Zuständigkeits- und 
Verantwortungsbereichen 

37 61,67% 

Veränderungen bei Kooperations- und 
Kommunikationsstrukturen 

31 51,67% 

Veränderungen bei der Finanzierung 28 46,67% 

Andere Veränderungen 18 30,00 % 

Veränderungen im Verhältnis von öf-
fentlichen zu freien Trägern 

6 25,00% 

(n=60) 
 
 
Am häufigsten wurden „Veränderungen bei Zuständigkeits- und Verantwortungs-
bereichen“ genannt (37 Nennungen), gefolgt von „Veränderungen bei Kommuni-
kations- und Kooperationsstrukturen“ (31 Nennungen) und Veränderungen bei 
der Finanzierung (28 Nennungen). Mit 18 Nennungen folgen dann „Andere Ver-
änderungen“. Sechsmal wurden Veränderungen im Verhältnis von öffentlichen zu 
freien Trägern genannt, wobei berücksichtigt werden muss, dass diese Antwort-
option nur TeilnehmerInnen zur Verfügung stand, die vorher angegeben hatten, 
bei einem öffentlichen Träger beschäftigt zu sein (bei dieser Frage n=24, so dass 
sich ein Prozentanteil von 25% ergibt).  
 
Vergleicht man nun dieses Ergebnis mit den Antworten auf den zweiten Fragen-
komplex, nämlich der Frage zur Veränderung der Organisationsstruktur der öf-
fentlichen Jugendwohlfahrt aus der Außenperspektive von MitarbeiterInnen freier 
Träger oder im Nahbereich der Jugendwohlfahrt angesiedelter TeilnehmerInnen, 
so ergibt sich folgendes Bild: 
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(n=37) 
 
 
Während bei der ersten Frage 83,33% der bei einem öffentlichen Träger beschäf-
tigten TeilnehmerInnen Veränderungen der internen Organisationsstrukturen er-
lebten, wurden Veränderungen in den Organisationsstrukturen der öffentlichen 
Jugendwohlfahrt aus einer Außenperspektive nur zu 70% (26 von 37 Antworten) 
wahrgenommen. Etwas häufiger sind im Verhältnis die Nennungen „nein“ und 
„kann ich nicht beantworten“. Dies kann auch damit erklärt werden, dass die 
Bandbreite der wahrgenommenen Veränderungen sehr groß ist und manche in-
tern festgestellte Veränderung von außen nicht in demselben Maße wahrgenom-
men oder für relevant erachtet wird.  
 
Interessant ist ein Vergleich der wahrgenommenen Veränderungen, wenn sie den 
vorgegebenen Kategorien zugeordnet werden. In der Reihenfolge der am häu-
figsten genannten Veränderungen stehen hier „Veränderungen bei der Finanzie-
rung“ (21 Nennungen) und „Veränderungen im Verhältnis von öffentlichen zu 
freien Trägern“ (19 Nennungen) an der Spitze.  
 

Wenn Sie auf die letzten fünf Jahre zurückblicken: Haben sich 
in Ihrem Erfahrungsbereich die Organisationsstrukturen der
öffentlichen Jugendwohlfahrt verändert?  
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Veränderungen der Organisationsstrukturen der öffentlichen Ju-
gendwohlfahrt in der Außensicht 

Kategorie Anzahl Nennungen Prozent 

Veränderungen bei der Finanzierung 21 56,67% 

Veränderungen im Verhältnis von öf-
fentlichen zu freien Trägern 

19 51,35% 

Veränderungen bei Kooperations- und 
Kommunikationsstrukturen 

13 35,14% 

Veränderungen bei Zuständigkeits- und 
Verantwortungsbereichen 

12 32,43% 

Andere Veränderungen 3 8,11 % 

(n=37) 
 
 
Nimmt man im Vergleich dazu die MitarbeiterInnen öffentlicher Jugendwohl-
fahrtsträger mit ihren Antworten auf die Frage nach Veränderungen der internen 
Organisationsstrukturen in ihrem Amt, ihrer Behörde oder ihrer Einrichtung, so 
dreht sich die Reihenfolge fast gänzlich um. An der Spitze stehen mit 54,16% der 
Nennungen „Veränderungen bei Zuständigkeits- und Verantwortungsbereichen“, 
dann mit 45,83% „Veränderungen bei Kommunikations- und Kooperationsstruk-
turen“. Mit 37,5% der Nennungen erst an dritter Stelle werden „Veränderungen 
bei der Finanzierung“ angegeben und nur zu 25% werden „Veränderungen im 
Verhältnis von öffentlichen zu freien Trägern“ angegeben. 
Angesichts dieser Befunde erschiene es interessant genauer zu beleuchten, wo-
her diese unterschiedlichen Wahrnehmungen kommen.  
 
 
2.1.1. Das Spektrum an Organisationsveränderungen ist sehr 
breit 
 
Wenn die TeilnehmerInnen bei den ersten beiden Fragekomplexen eine Verände-
rungskategorie ankreuzten, wurden sie in der Folge gebeten, diese Einschätzung 
zu spezifizieren und die wahrgenommenen Veränderungen kurz zu beschreiben. 
Diese Möglichkeit wurde unterschiedlich genutzt. Im Schnitt wurden etwa zwei 
Drittel der Angaben auch in Stichworten oder ausführlicher konkretisiert. 
Diese Angaben wurden inhaltsanalytisch ausgewertet und zeigen eine große 
Bandbreite. Die Jugendwohlfahrtslandschaft ist – wie auch die letzten Befragun-
gen bereits gezeigt haben – sehr heterogen. In ähnlicher Weise unterschiedlich 
waren auch die Veränderungen, auf die Bezug genommen wurde. 
Während manche TeilnehmerInnen mit „umfassenden Strukturreformen der ge-
samten Organisation“ oder „umfassenden kommunalen Umstrukturierungen“ 
konfrontiert sind, berichten andere wesentlich unspektakulärer von einer „Ausla-
gerung von Zuständigkeiten“ oder einer „Neuaufteilung von Aufgaben“, von 
„neuen Schwerpunktsetzungen“ oder auch nur von Stellenneubesetzungen. 
Gesetzesänderungen können neue Aufgaben bzw. Verantwortlichkeiten definie-
ren, neue Managementebenen (wie z.B. TeamleiterInnen) werden eingezogen, 
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„Verwaltung und Organisation auf der übergeordneter Betriebsebene“ geteilt, 
regionale und zentrale Verantwortlichkeiten bei größeren Trägern neu geregelt 
oder „Hierarchien zugunsten einer Matrixorganisation“ reduziert.  
Manche Veränderungen von Entscheidungskompetenzen gehen in Richtung einer 
Dezentralisierung, andere eher in Richtung einer Zentralisierung. 
Die angegebenen Veränderungen von Organisationsstrukturen sind zum einen in 
Zusammenhang mit dem Wachsen von Trägern, mit Ausweitungen oder Ausdiffe-
renzierungen von Angeboten zu sehen. Häufig stehen Veränderungen aber auch 
im Kontext von Versuchen, adäquatere, effizientere, kostengünstigere Strukturen 
– sei es auf Seiten der Verwaltung, sei es auf Seiten von freien Trägern zu entwi-
ckeln. 
 
 
2.1.2. Auch Kommunikations- und Kooperationsstrukturen ver-
ändern sich 
 
Veränderungen bei Zuständigkeits- und Verantwortungsbereichen gehen in der 
Regel mit Veränderungen bei den Kooperations- und Kommunikationsstrukturen 
einher. Auch hier ist das Spektrum der Veränderungen sehr breit. 
Neue Kooperationsstrukturen werden geschaffen, Kommunikationswege und 
-foren neu definiert. Durch Veränderungen von Strukturen werden neue Koope-
rationspartnerInnen relevant und Netzwerke werden neu oder anders geknüpft. 
Aber auch Gewichtungen können sich verschieben, wenn z.B. von einer „ver-
stärkte[n] Kommunikation mit externen Fachleuten und Medien“ die Rede ist. 
 
Häufig angesprochen werden Veränderungen in der Kommunikation durch den 
verstärkten Einsatz neuer Technologien. Ob dies nun die elektronische Aktenfüh-
rung betrifft, die verstärkte Nutzung des Internets oder die Einführung von Int-
ranets. Hierzu gehört auch eine zunehmende Verlagerung der Kommunikation 
auf den E-Mail-Verkehr oder die Veränderungen durch einen zunehmenden Ein-
satz von Handys. 
 
Bei vielen Antworten entsteht der Eindruck, dass Kommunikations- und Koopera-
tionsbeziehungen vielfältiger und differenzierter werden. Andererseits wird in 
manchen Antworten festgehalten, dass mehr Aufwand für Kommunikation und 
Kooperation betrieben werden muss. Die Kommunikation wird in vielen Fällen 
standardisierter, es steigt aber auch der Anspruch an die Dokumentierung sowie 
an Schnelligkeit, Präzision und Umfang. 
Schwierigkeiten in der Kommunikation einerseits und ein erhöhter Kommunikati-
onsbedarf andererseits werden u.a. mit der Personalsituation in Zusammenhang 
gebracht. Personalknappheit verursacht „angespannte Situationen“ und eine 
„Verschiebung hin zu mehr Teilzeitkräften“, bedingt höhere Anforderungen an 
Absprachen und Koordinierung. Häufige Personalwechsel, Personalreduktionen 
oder häufige Wechsel von Zuständigkeiten erschweren vor allem auch die Kom-
munikation zwischen öffentlichen und freien Trägern. 
 
 
2.1.3. Die Frage der Finanzierung bleibt ein Dauerbrenner 
 
In mehr als der Hälfte der Antworten werden die in den früheren Befragungen 
bereits deutlich gewordenen finanziellen Einschränkungen bzw. der finanzielle 
Druck, unter dem die Jugendwohlfahrt steht, angesprochen. Dabei werden so-
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wohl eine Verschlechterung der wirtschaftlichen Situation vieler Familien ange-
sprochen als auch geringer werdende öffentlichen Mittel (Sparkurs) und eine 
schwieriger werdende Mittelaufbringung über Spenden. Und selbst wenn für ein-
zelne Antwortende noch keine unmittelbaren Auswirkungen finanzieller Spar-
maßnahmen spürbar sind, wird doch eine zunehmende Diskussion über Kosten 
und steigende Budgets registriert.  
Als unmittelbare Auswirkungen einer prekärer werdenden Finanzsituation werden 
Probleme im Personalbereich genannt: Stellennachbesetzung sind schwierig zu 
argumentieren, erfolgen nicht oder sehr spät. Als weiteres Problem werden Ein-
schränkungen im Angebot genannt, weil Kosten nicht  mehr oder nur einge-
schränkt übernommen werden. 
Eine Entwicklung, die in verschiedenen Antworten immer wieder angesprochen 
wird, ist eine Veränderung des Finanzierungsmodus im Sinne einer „leistungsori-
entierten“ Abrechnung. Für freie Träger bedeutet dies die Notwendigkeit einer 
genaueren Kosten-Nutzenrechnung und einer strengeren Kalkulation verbunden 
mit genaueren und strengeren Überprüfungen. Hingewiesen wird auch auf eine 
Abwälzung von Kosten auf freie Träger weil sich zwischen den in den Leistungs-
vereinbarungen mit den öffentlichen Trägern vereinbarten Entgelten auf der ei-
nen Seite und den durch Kollektivverträge zum Teil entstehenden Kosten auf der 
anderen Seite eine Schere auftut. Kritisiert wird manchmal auch, dass die derzei-
tigen Finanzierungsmodelle zu unflexibel, manchmal nicht adäquat und noch 
nicht ausgereift seien. 
Aus anderen Antworten ist ablesbar, dass manche Organisationen derzeit noch 
über Spielräume verfügen, Mittel zu lukrieren – indem z.B. Stundensätze erhöht 
werden, ein Rückgang von Spenden durch eine Erhöhung öffentlicher Mittel kom-
pensiert wird oder indem neue Finanzierungs- oder Sparquellen erschlossen wer-
den. Und für manche Träger ergeben sich auch durch die Veränderungen bei der 
Finanzierung Vorteile. Sie heben die Transparenz von Regelungen hervor, den 
Umstand, dass es nun  ein einheitliches Kostenrechnungsmodell gebe und „(end-
lich) kostendeckende Tagsätze durch die eigene Landesregierung bezahlt“ wür-
den. 
 
 
2.1.4. Eine erste Bewertung der Veränderungen der Organisati-
onsstrukturen  
 
In den Ausführungen zu den verschiedenen Veränderungskategorien wurden des 
Öfteren schon Bewertungen formuliert. Darüber hinaus wurden die Teilnehme-
rInnen dann gebeten, eine allgemeine Einschätzung der von ihnen wahrgenom-
menen Veränderungen zu formulieren. Nimmt man die 34 Antworten, so lassen 
sich 19 davon relativ eindeutig als negative Einschätzung der Entwicklungen ka-
tegorisieren, in 13 Antworten werden die von den TeilnehmerInnen konstatierten 
Veränderungen sehr positiv konnotiert und in acht Antworten werden sowohl po-
sitive wie negative Aspekte festgehalten oder die Entwicklungen eher neutral ge-
sehen. 
 
Die Einschätzungen der TeilnehmerInnen zu den von ihnen festgestellten Verän-
derungen der internen Organisationsstrukturen beziehen sich auf unterschiedli-
che Veränderungen und Veränderungen unterschiedlicher Reichweite. Allein da-
durch decken die Aussagen ein breites Spektrum ab. Dieses Spektrum reicht von 
„äußerst positiv“ über neutralere Einschätzungen wie „notwendig“ bis hin zu „ge-
fährlich“ oder „besorgniserregend“. 
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Die Antworten sind entlang der Kategorien intern/extern, öffentliche/freie Träger 
und Management/Organisation/KlientInnenarbeit relativ gleichmäßig verteilt. In 
allen Gruppen finden sich sowohl sehr positive, sehr negative wie auch „sowohl-
als-auch“-Einschätzungen. 
 
Bei den positiven Einschätzungen werden vor allem „Transparenz“, „Klarheit“ o-
der die Erwartung einer Lösung für finanzielle Probleme hervorgehoben. Die ver-
änderte Kompetenzverteilung entspricht eher den Aufgaben als früher, die neue 
Arbeitsaufteilung bringt Entlastungen. Die neu verteilten Verantwortlichkeiten 
versprechen mehr Klarheit und Effizienz. In diesen Einschätzungen kommt zum 
Ausdruck, dass mit den vorgenommenen Veränderungen von Organisationsstruk-
turen versucht wird, auf aktuelle Probleme zu reagieren und adäquatere Struktu-
ren zu schaffen. Probleme können sich dabei aus unterschiedlichen Gründen er-
geben. Zentrale Themen scheinen zu sein, dass durch Wachstums- und Ausdiffe-
renzierungsprozesse manche Strukturen nicht mehr funktional oder optimal er-
scheinen. Ein zentrales Thema ist die Frage der Finanzierung und die Suche nach 
Strukturen, die auf den Kostendruck reagieren bzw. ein Potential im Hinblick auf 
eine Kostenoptimierung versprechen. Und grundsätzlich entsteht der Eindruck, 
dass die öffentliche Verwaltung mit zum Teil massiven Neuorientierungs- und 
Umbauprozessen beschäftigt ist. 
Unabhängig davon werden manche Veränderungen auch einfach positiv gesehen, 
weil neue Kommunikations- und Kooperationsformen entstehen und weil sich 
neue Lernmöglichkeiten und Chancen ergeben. 
 
Bei den eher neutralen Einschätzungen dominiert die Betonung der „Notwendig-
keit“ solcher Strukturveränderungen. So wird z.B. formuliert, die Veränderung 
folge „gesetzlichen und inhaltlichen Notwendigkeiten“, es werden positive wie 
negative Aspekte formuliert, es wird die Komplexität und Schwierigkeit umfas-
sender Strukturreformen betont, die Entwicklung aber grundsätzlich als sinnvoll 
und notwendig gesehen. 
 
Während sich die positiven aber auch die neutraleren oder die Notwendigkeit be-
tonenden Einschätzungen in der Regel auf inhaltliche Aspekte beziehen, fokussie-
ren die eindeutig negativen Einschätzungen in der Regel die Art und Weise, wie 
Veränderungen passieren. Die Rede ist z.B. von einer massiven Verunsicherung 
von MitarbeiterInnen, Entwertung von Erfahrung, von demotivierenden Prozes-
sen bis hin zu Angst und Demütigung oder von einer generellen Verschlechterung 
des Betriebsklimas und autoritäreren Kommunikationsformen. Öfters weisen 
Antworten auch auf die Erfahrung eines zunehmenden Druckes und auf ein stei-
gendes burn-out-Risiko bei den MitarbeiterInnen hin. Der zunehmende Druck 
wird einerseits mit Ressourcenproblemen (z.B. Personalknappheit) in Verbindung 
gebracht, andererseits wird ein zunehmender Druck durch „immer kurzfristigere 
Terminsetzungen“ und eine allgemeine Zunahme an Kommunikations- und Do-
kumentationsanforderungen festgestellt.  
Negativ konnotiert werden in verschiedenen Antworten eine „Verlagerung von 
Entscheidungskompetenzen“ und vor allem eine Zunahme an top-down-Pro-
zessen, die im Gegensatz zu einer früheren Praxis stehen, unterschiedliche Ebe-
nen in Entwicklungs- und Planungsprozesse miteinzubinden. 
Letztendlich wird in mehreren Antworten noch auf die nachteiligen Effekte auf die 
Betreuung und die KlientInnen hingewiesen, wobei vor allem Ressourcenproble-
me dafür verantwortlich gemacht werden. 
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2.1.5. Das Verhältnis von öffentlichen zu freien Trägern 
 
Die Gegenüberstellung der Häufigkeiten von wahrgenommenen Veränderungen 
bei den öffentlichen Trägern aus der Außen- und der Innensicht hat ja bereits 
einen Hinweis auf unterschiedliche Wahrnehmungen gegeben. Diese Unterschie-
de verdichten sich bei der Auswertung der Kommentare zu den angegebenen 
Veränderungen noch einmal.  
 
In sechs von 14 Antworten von MitarbeiterInnen freier Träger wird darauf einge-
gangen, dass von Seiten der öffentlichen Träger mehr Einfluss auf die Leistungs-
gestaltung genommen wird bzw. die freien Träger in ihren Möglichkeiten einge-
schränkt werden – häufig werden dabei Leistungsverträge als Instrument er-
wähnt. Ein stärkeres Gewicht der öffentlichen Träger resultiert nach Einschätzung 
dieser TeilnehmerInnen auch aus dem finanziellen Druck, der von der öffentli-
chen Verwaltung weitergegeben wird. Hinzu kommt – darauf wird in einer Ant-
wort eingegangen – eine stärkere Konkurrenz der freien Träger untereinander: 
aus einem „Nachfragermarkt“ sei in den letzten Jahren zunehmend ein „Anbie-
termarkt“ geworden. Es wird aber nicht nur auf eine zunehmende Konkurrenz 
der freien Träger untereinander sonder in zumindest zwei Antworten auch auf 
eine stärkere Konkurrenz zwischen öffentlichen und freien Trägern hingewiesen: 
erwähnt wird z.B., dass von öffentlichen Trägern im Bereich Kinderbetreuung und 
Nachmittagsbetreuung Angebote gemacht würden, die von freien Trägern nicht 
zu dem Preis erbracht werden könnten. Weiters wird darauf hingewiesen, dass 
aufgrund der in den letzten Jahren getätigten umfangreichen Investitionen bei 
Einrichtungen von öffentlichen Trägern nun verstärkt auf eine entsprechende 
Auslastung geschaut würde. 
In Bezug auf Kommunikation und Kooperation wird auf ein Mehr an Präzision, 
Klarheit und Operationalität verwiesen aber auch als Kehrseite ein Mehr an 
Verschriftlichung, eine Zunahme an Formularen, mehr Bürokratie und insgesamt 
ein Mehr an Kontrolle genannt. 
Kritisch postuliert wird ein Trend in Richtung betriebswirtschaftlichen Denkens 
und es wird ein Mangel an Planung, Forschung und Vermittlung der Aufgaben der 
Jugendwohlfahrt an die Politik festgehalten. Die primäre Ausrichtung von Ent-
wicklungen an den Kosten bringt nicht nur die Träger unter Druck sondern hat 
auch massive negative Auswirkungen auf die KlientInnen. 
 
Im Gegensatz dazu wird in einzelnen Antworten von einer verstärkten und positiv 
konnotierten Delegation von Aufgaben an freie Träger berichtet. Es ist die Rede 
von mehr Eigenverantwortung und Selbstbewusstsein auf Seiten der freien Trä-
ger. In vier Antworten wird der Eindruck festgehalten, dass die Zusammenarbeit 
zwischen öffentlichen und freien Trägern besser, partnerschaftlicher und koope-
rativer geworden sei und es wird von einer verstärkten gegenseitigen Anregung 
gesprochen. 
 
Auch wenn das Bild keineswegs eindeutig ist entsteht doch der der Eindruck, 
dass die freien Träger in Bezug auf ihr Verhältnis zu den öffentlichen Trägern in 
den letzten Jahren verstärkt unter Druck gekommen sind bzw. sich vor höhere 
Anforderungen gestellt sehen. 
 
Nimmt man nun die Antworten von MitarbeiterInnen öffentlicher Träger in Bezug 
auf das Verhältnis von öffentlichen zu den freien Trägern, so dominiert eine kont-
räre Einschätzung. Zum größeren Teil kommt in den Antworten der Versuch zum 
Ausdruck, freie Träger stärker einzubinden und mit ihnen stärker zu kooperieren. 
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Und wenn z.B. formuliert wird, dass sich der Schwerpunkt der „Fachaufsicht“, 
vom „Aufzeigen von Missständen“ hin zu „Qualitätsentwicklung“ verschiebe, deu-
tet das darauf hin, dass eher ein gemeinsames Entwickeln und weniger Kontrolle 
beabsichtigt ist. 
Wenn in einer Antwort formuliert wird, dass freie Träger sich „ihre Klientelle“ 
aussuchen würden, kommt darin aber auch die Unzufriedenheit mit den Möglich-
keiten öffentlicher Träger zur Steuerung und Kontrolle zum Ausdruck. 
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2.2. Veränderungen in der Aufgaben- bzw. Angebots-
struktur 
 
 
Ähnlich wie in den ersten beiden Fragen nach internen Organisationsveränderun-
gen und nach Veränderungen in der Organisationsstruktur der öffentlichen Ju-
gendwohlfahrt aus einer Außenperspektive differenziert wurde, wurde auch die 
Frage nach Veränderungen in der Aufgaben- bzw. Angebotsstruktur geteilt. In 
einer ersten Frage wurde der Fokus auf Veränderungen bei Aufgaben und Ange-
boten der Jugendwohlfahrt im Allgemeinen gelegt. Im darauf folgenden Fragen-
komplex wurden dann die freien Träger nach Veränderungen in ihrer Angebots-
struktur gefragt. 
 
 

(n=53) 
 
 
Bei dieser Frage wurden die TeilnehmerInnen explizit aufgefordert, ihr Augen-
merk generell auf die Aufgaben bzw. Angebote der Jugendwohlfahrt in ihrem 
Bundesland bzw. in den Bundesländern, die sie überblicken, zu richten. 
In 43 Antworten (d.s. 81,13%) wurden Veränderungen wahrgenommen. Vier 
TeilnehmerInnen konnten keine Veränderungen feststellen und sechs der Befrag-
ten sahen sich nicht in der Lage, diese Frage mit ja oder nein zu beantworten. 
Am häufigsten genannt wurden in der Folge neu hinzugekommene Aufgaben 
bzw. Angebote (27 Nennungen), aber fast ebenso häufig Verschiebungen inner-
halb des bisherigen Spektrums (26 Nennungen) und Einschränkungen bei Aufga-
ben bzw. Angeboten (24 Nennungen). 
 
 

Wenn Sie auf die letzten fünf Jahre zurückblicken: Nehmen 
Sie Veränderungen bei den Aufgaben bzw. Angeboten der
Jugendwohlfahrt im Allgemeinen wahr?  
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Veränderungen bei Aufgaben und Angeboten 

Kategorie Anzahl Nennungen Prozent 

Neu hinzugekommene Aufgaben bzw. 
Angebote 

27 50,94% 

Verschiebungen innerhalb des beste-
henden Spektrums 

26 49,06% 

Einschränkungen bei Aufgaben bzw. 
Angeboten 

24 45,28% 

Andere Veränderungen 4 7,55% 

(n=53) 
 
 
Ein ähnliches Bild zeigt sich bei den Einrichtungen von freien Trägern. Hier wur-
den von 73,33% der Antwortenden (11 von 15) Veränderungen von Angeboten 
wahrgenommen, wobei eindeutig am häufigsten neu hinzugekommene Angebote 
genannt wurden. 
Die Antworten deuten auf nicht unerhebliche Anstrengungen der freien Träger 
hin, ihre Angebote auszudifferenzieren und flexibler zu gestalten. So wird z.B. 
eine „differenziertere Behandlung auch in Gruppen“ erwähnt oder es ist die Rede 
von „Veränderung in Richtung maßgeschneiderte Angebote“ oder davon, dass 
sich inzwischen ein breites Spektrum an stationären Angeboten (kurz-, mittel- 
und langfristig) entwickelt hat. Dazu kommen Erweiterungen im ambulanten Be-
reich, beim Betreuten Wohnen, bei niederschwelligen Angeboten. 
Die angegebenen Veränderungen werden dabei durchwegs als positiv einge-
schätzt. In einigen wenigen Antworten wird die Veränderung neutraler als „not-
wendig“ bezeichnet, als „einer gesellschaftlichen Gesamtentwicklung folgend“ 
dargestellt oder etwas vorsichtig mit „warten wir’s ab“ eingeleitet. 
 
 
2.2.1. Trends bei Aufgaben und Angeboten 
 
Unter den Titeln „Verschiebungen innerhalb des bestehenden Spektrums“ sowie 
„Neu hinzugekommene Aufgaben bzw. Angebote“ wurde eine Vielzahl an Verän-
derungen beschrieben. Die Palette ist sehr breit und die Angaben beziehen sich 
auf sehr unterschiedliche Entwicklungen. Auch wenn eine Systematisierung dem-
entsprechend schwierig ist, werden in der Folge einige zentrale, immer wieder-
kehrende Themen aufgeführt:  
 

 Von Standardangeboten hin zu individuellen, flexiblen Lösungen  
 
Ein erster, sehr allgemeiner Eindruck ist, dass in vielen Veränderungen eine 
zunehmende Ausdifferenzierung des Angebotes zum Ausdruck kommt. Es 
wird versucht, flexible, individuelle, passgenaue Lösungen zu finden bzw. es 
wird befunden, dass solche nötig wären. Komplexer werdende Fälle würden, 
so eine Antwort, auch ein komplexeres und komplizierteres Fallmanagement 
nach sich ziehen. Veränderte Rahmenbedingungen wie z.B. die Leistungs- 
und Entgeltverordnung in der Steiermark würden zwar auf der einen Seite die 
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Passgenauigkeit der Hilfen reduzieren, es gäbe aber daneben andere legisti-
sche Möglichkeiten, um flexiblere Hilfen konzipieren zu können. 

 
 Von stationären Angeboten hin zu ambulanten/mobilen Angeboten 

 
Eine zunehmende Verlagerung von stationären Angeboten hin zu unterstüt-
zenden ambulanten Angeboten wird mehrfach genannt, wobei diese Entwick-
lung nicht so eindeutig zu sein scheint. Gleichzeitig werden nämlich auch 
Entwicklungen der Ausdifferenzierung stationärer Angebote beschrieben, so-
wohl inhaltlich als auch in Bezug auf die Zeitdauer einer stationären Unter-
bringung. Verschiebungen zwischen institutioneller Betreuung und Pflege-
platzbetreuung werden in beide Richtungen wahrgenommen. 

 
 Von teuren Hilfen hin zu billigeren  

 
In Zusammenhang mit dem immer wieder angeführten finanziellen Druck auf 
die Jugendwohlfahrt wird in mehreren Bundesländern eine Tendenz beschrie-
ben, teurere Hilfen zugunsten von kostengünstigeren Maßnahmen zu reduzie-
ren. Es ist die Rede von einer Reduzierung von Kostenzuschüssen, von Ver-
schiebungen der Betreuung in billigere Segmente oder davon, dass mit dem 
Argument des „gelindesten Mittels“ versucht würde, das „billigste Mittel“ ein-
zusetzen. In diesem Kontext ist auch eine mehrfach erwähnte Tendenz zu 
immer kurzfristigeren Maßnahmen bzw. Betreuungen zu sehen. 

 
 Von der inhaltlichen Arbeit hin zur organisatorischen 

 
Hier wird eine Entwicklung angedeutet, die auch im Zusammenhang mit Ver-
änderungen von Kommunikations- und Kooperationsstrukturen erwähnt wur-
de und in den letzten JU-Quest-Befragungen auch schon Thema war.  
Qualitätsmanagementsysteme einerseits und ein erhöhter Argumentations- 
und Legitimationsdruck andererseits führen dazu, dass viele MitarbeiterInnen 
in der Betreuungsarbeit den Eindruck haben, viel zu viel Zeit von der Betreu-
ungsarbeit abziehen zu müssen um Berichte zu schreiben, Verhandlungen zu 
führen, zu dokumentieren etc. 

 
 Von der sozialarbeiterischen Unterstützung hin zu therapeutischen Hilfen 

 
Ein solcher Trend ist auch in den früheren JU-Quest-Befragungen unter dem 
Stichwort „Therapeutisierung“ angeklungen. Hier wird er konkret auch mit ei-
ner zunehmenden Delegation von Aufgaben der Jugendwohlfahrt an freie 
Träger in Verbindung gebracht. Damit würde zunehmend die originär sozial-
arbeiterische Praxis der Jugendämter, zugunsten einer zunehmend therapeu-
tisch orientierten Praxis in Einrichtungen freier Träger, an Boden verlieren. 

 
 
2.2.2. Ein Schwerpunkt von Veränderungen liegt bei den Ange-
boten für Jugendliche 
 
Nimmt man die angegebenen Veränderungen von Aufgaben und Angeboten so 
fällt als erstes auf, dass Angebote für Kinder seltener genannt werden. In der 
Regel sind es Angebote im Kontext gerichtlicher Verfahren – Prozessbegleitung, 
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Begleitung bei Anhörungen in Pflegschaftsverfahren oder Unterstützungsangebo-
te bei Scheidungsverfahren. 
 
Deutlich häufiger werden neue Angebote erwähnt, die sich an Jugendliche rich-
ten. Angeführt werden Angebote für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, eine 
Zunahme an ambulanten bzw. mobilen Angeboten wie „Streetwork“ - sowohl in 
ländlichen Regionen als auch in regionalen Ballungszentren oder Angebote im 
Kontext von psychiatrischen Problemen, Dissozialität oder Drogen. Berichtet wird 
auch von einer Zunahme von „individualpädagogischen Angeboten“ aufgrund ei-
ner „Gruppenunfähigkeit“ der Jugendlichen oder einfach von „Angeboten für Ju-
gendliche/junge Erwachsene mit anderen Anforderungen als vor 10/20 Jahren“. 
Eine interessante Entwicklung wird letztendlich von Kinder- und Jugendanwalt-
schaften berichtet, nämlich dass sie eine Zunahme von Jugendlichen bemerken, 
die sich eigenständig ans Jugendamt wenden (wollen). 
 
Auffällig ist daneben eine sehr häufige Nennung von „Krisenangeboten“, die aber 
nicht näher spezifiziert werden. 
 
 
2.2.3. Schulprobleme und Schwierigkeiten beim Einstieg ins Be-
rufsleben werden dominante Themen 
 
Als neue Themen zeichnen sich offensichtlich auch Probleme in und mit der 
Schule sowie Schwierigkeiten beim Einstieg ins Berufsleben ab. 
Im Kontext Schule wird von neuen Angeboten von Schulsozialarbeit berichtet 
oder von Angeboten für den Fall einer Suspendierung von Schulkindern. Es wird 
aber auch genereller festgehalten , dass WG’s zunehmend aufgerufen sind, Lö-
sungen für schulische Probleme/Problemfälle zu entwickeln oder dass an die Ju-
gendwohlfahrt verstärkt ein erzieherischer und kontrollierender Auftrag für Berei-
che, für die eigentlich andere Institutionen zuständig wären, herangetragen wird. 
Als Beispiel wird das Thema „Schulverweigerung“ genannt. 
In Bezug auf den Übergang ins Berufsleben werden z.B. „Nachqualifizierungsan-
gebote“ für Jugendliche angegeben. 
 
 
2.2.4. Elternarbeit ist (wieder) ein Thema 
 
Manche Antworten deuten darauf hin, dass die Rolle des Herkunftssystems wie-
der zum Thema wird. Das Spektrum dabei ist sehr weit und reicht von einer er-
höhten Aufmerksamkeit für die „Elternarbeit“ über die „Betreuung von Eltern bei 
einer Unterbringung von Kindern“ bis hin zu einer „Aufnahme von ganzen Famili-
en“ im Sinne von Maßnahmen zur Unterstützung der Erziehung statt einer 
Fremdunterbringung der Kinder. In diesem Kontext interessant erscheint der 
Umstand, dass dieses Thema in den bisherigen Befragungen gar nicht oder nur 
marginal aufgetaucht ist. 
 
 
2.2.5. Einschränkungen sind in der Regel finanziell motiviert  
 
Einschränkungen bei den Angeboten werden in der Regel mit finanziellen Be-
schränkungen in Verbindung gebracht.  
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Erwähnt werden Kürzungen von Kostenzuschüssen bei sozialen Diensten, eine 
Verschlechterung im Bereich niederschwelliger Angebote, eine Reduktion von 
stationären Plätzen oder die Ablehnung fachlich als notwendig gesehener Maß-
nahmen aus finanziellen Gründen. Gesprochen wird von einem Versuch, volle 
Erziehung zu verhindern, von einer Forcierung von Rückführungen um Fremdun-
terbringungskosten zu sparen oder von einer Tendenz zur Reduktion auf soge-
nannte Kernaufgaben. Daneben wird in mehreren Antworten auf Personalreduk-
tionen, schleppende Stellennachbesetzungen und daraus resultierende Qualitäts-
einbußen hingewiesen.  
Als negativ festgehalten werden bürokratische Hindernisse, Einschränkungen bei 
der Fachlichkeit, bei der Wahlmöglichkeiten oder auch bei der Nachhaltigkeit von 
Betreuungen durch die Fokussierung auf die Kosten.  
 
Erwähnt wird die Problematik der auf 18 Jahre herabgesetzten Volljährigkeit und 
eine finanziell motivierte geringe Bereitschaft, Angebote für 17-Jährige und 18-
Jährige bzw. auch schon für Jugendliche nach Beendigung der Schulpflicht zur 
Verfügung zu stellen. 
 
 
2.2.6. Die Geschwindigkeit der Veränderungen nimmt zu 
 
Zugenommen hat – das kommt zumindest in einigen Antworten zum Ausdruck – 
die Geschwindigkeit der Veränderungen. Das wird auch sichtbar an Beschreibun-
gen von speziellen Angeboten – z.B. sozialtherapeutischen Gruppen – die neu 
geschaffen und bald wieder aufgelassen wurden. 
Woher die Dynamik dieser Veränderung von Aufgaben und Angeboten kommt, ist 
nicht eindeutig zu beantworten. 
Mehrfach wird darauf hingewiesen, dass die Jugendwohlfahrt mit der Verände-
rung von Angeboten auf gesellschaftliche Veränderungen reagieren müsse. Er-
wähnt werden gesetzliche Veränderungen, die die Gestaltung von Angeboten und 
deren Finanzierung betreffen. 
Zu guter Letzt werden Veränderungen beim Klientel angesprochen auf die die 
Jugendwohlfahrt reagieren muss: die Problemlagen würden komplexer, die ethni-
sche Zusammensetzung der Gesellschaft verändere sich etc. 
Manche Veränderungen werden aber auch damit in Zusammenhang gebracht, 
dass bestimmte Entwicklungen (politisch) favorisiert würden, wobei hier einer-
seits ideologische Präferenzen eine Rolle spielen können, häufig aber werden fi-
nanzielle Aspekte als Motiv gesehen. 
An der Vielzahl von Veränderungen werden immer wieder positive Aspekte her-
vorgehoben, z.B. dass mit einer Ausdifferenzierung der Angebotsstruktur und  
der Erweiterung von Angeboten auf Entwicklungen reagiert würde und dass sich 
spannende Lernfelder und Herausforderungen auftun. Häufig werden aber auch 
negative Aspekte der Veränderungen beschrieben, wobei neben Einschränkungen 
und Qualitätseinbußen vor allem Hinweise auf einen zunehmenden Druck auf die 
MitarbeiterInnen der Jugendwohlfahrt auffallen. 
 
 
2.2.7. Neue Kommunikations- und Kooperationsbeziehungen 
entstehen 
 
In 21 von 29 Antworten werden Veränderungen bei den Kommunikations- und 
Kooperationsbeziehungen aufgrund veränderter Aufgaben angegeben. 
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Es wird z.B. ein sich positiv veränderndes Kommunikationsklima beschrieben. Die 
Rede ist von mehr Kooperation, mehr Partnerschaftlichkeit, von einem verstärk-
tes Suchen nach flexiblen Lösungen und verstärkter fallunabhängige Kommuni-
kation und davon, dass die Kommunikation mit SozialarbeiterInnen enger, atmo-
sphärisch besser geworden sei.  
 
In mehreren Antworten werden neue Kommunikations- und Kooperationsbezie-
hungen beschreiben:  
Es entstehen neue Kooperationen zwischen ambulantem Helfersystem und stati-
onärem Bereich, eine intensivere Zusammenarbeit mit Schulbehörden, der Kin-
der- und Jugendpsychiatrie, Krankenanstalten, Therapie- und Drogeneinrichtun-
gen etc. Neue Kooperationen ergeben sich z.B. mit anderen Verwaltungsabtei-
lungen des Landes und Betreuungseinrichtungen, mit denen man bisher nichts zu 
tun hatte und letztendlich können Umstrukturierungen auch die amtsinternen 
Kommunikationsbeziehungen verändern. 
Die Kommunikation mit freien Trägern wird stärker wenn die öffentliche Hand 
Aufgaben delegiert. Die Kooperation zwischen öffentlichen und freien Trägern 
wird enger, aber auch die Kommunikation und Kooperation der freien Träger un-
tereinander. Neue Kommunikationsstrukturen finden sich auch im Sponsoringbe-
reich oder mit anderen Berufsfeldern. 
 
Neben solchen neuen Kommunikations- und Kooperationsstrukturen wird in eini-
gen Antworten aber auch ein größer gewordener Kommunikationsbedarf kritisch 
angemerkt: Es seien mehr Gespräche und mehr Überzeugungsarbeit nötig, auch 
wenn eigentlich keine Zeit dafür da wäre, Veränderungen verlangen eine intensi-
vere Vernetzung und in Bezug auf die Delegation von Aufgaben an freie Träger 
wird ein oft extrem hoher Aufwand für die Fallübergabe festgestellt. 
Und letztendlich bringen technische Neuerungen auch immer wieder Klärungsbe-
darf mit sich, wie z.B. welchen Status Meldungen an das Jugendamt per E-Mail 
haben. Ebenso wird kritisch darauf hingewiesen, dass Verbesserungen in der 
Kommunikation und Kooperation wirkungslos bleiben, weil die Entscheidungsträ-
ger nicht dabei sind. 
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2.3. Veränderungen bei der Zusammensetzung der 
KlientInnen der Jugendwohlfahrt 
 
 
Als ein weiterer struktureller Aspekt wurde die Zusammensetzung des Klientels 
in den Fragebogen mit aufgenommen. Die Frage „Nehmen Sie im Rückblick auf 
die letzten fünf Jahre Veränderungen in der Zusammensetzung der KlientInnen 
wahr?“ wurde von 50 TeilnehmerInnen beantwortet. 
 
 

(n=50) 
 
 
Auch in Bezug auf die Zusammensetzung der KlientInnen wurden, wie man an 
der Grafik sieht, mehrheitlich Veränderungen in den letzten fünf Jahren wahrge-
nommen.  Die Frage wurde in 72% der Antworten bejaht. Acht TeilnehmerInnen 
(d.s. 16%) sehen keine Veränderungen in ihrem Erfahrungsbereich und sechs 
(12%) gaben an, dass sie die Frage nicht beantworten können.  
Den TeilnehmerInnen, die diese Frage bejaht hatten, wurde wiederum die Mög-
lichkeit angeboten, die konstatierten Veränderungen anhand vorgegebener Kate-
gorien zu spezifizieren, welche hier nach Häufigkeit gereiht dargestellt werden: 
 

Nehmen Sie im Rückblick auf die letzten fünf Jahre Ver-
änderungen in der Zusammensetzung der KlientInnen der 
Jugendwohlfahrt wahr?  
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Veränderungen bei der Zusammensetzung der KlientInnen 

Kategorie Anzahl Nennungen Prozent 

Verschiebungen in der Altersstruktur 20 40,00% 

Verschiebungen in der ethnischen Zu-
sammensetzung 

19 38,00% 

Hinzukommende neue KlientInnen-
gruppen 

16 32,00% 

Wegfallende KlientInnengruppen 6 12,00% 

Verschiebungen im Geschlechterver-
hältnis 

6 12,00% 

Andere Veränderungen 6 12,00% 

(n=50) 
 
 
Am häufigsten genannt wurden in diesem Kontext Veränderungen in der Alters-
struktur (20 Nennungen), dicht gefolgt von Veränderungen in der ethnischen Zu-
sammensetzung (19 Nennungen). 16 mal wurde angegeben, dass neue KlientIn-
nengruppen hinzugekommen seien und jeweils sechsmal bezogen sich die Ver-
änderungen auf wegfallende KlientInnengruppen, auf Veränderungen im Ge-
schlechterverhältnis oder „Andere Veränderungen“. 
 
 
2.3.1. Die KlientInnen werden jünger 
 
In 40% der Antworten werden Veränderungen in der Altersstruktur der KlientIn-
nen angegeben. Die in der Folge beschriebenen Veränderungen sind wiederum 
sehr heterogen und spiegeln die jeweiligen Erfahrungsfelder der Befragten wie-
der. Dennoch lässt sich als Tendenz formulieren, dass etwa zwei Drittel der Ant-
worten in die Richtung weisen, dass das jeweilige Klientel jünger wird. Die Rede 
ist z.B. von einer „leichten Zunahme jüngerer AdressatInnen“ oder davon, dass 
das „Klientell generell jünger“ werde. Es wird ein Mangel an Betreuungsplätzen 
für unter 10-Jährige festgestellt oder festgehalten, dass Kinder früher massiv 
auffällig würden.  
In Bezug auf das Klientel von Kinder- und Jugendanwaltschaften wird berichtet, 
dass Jugendliche vermehrt eigenständig den Kontakt zur Kinder- und Jugendan-
waltschaft suchen und dass das Alter von Kindern, die selbständig Hilfe suchen, 
geringer werde.  
 
Als Gründe für eine solche Verjüngung lassen sich aus den Antworten drei Argu-
mente herausfiltern: 

 Mehrere Antworten betonen, dass Kinder früher auffällig und betreuungsbe-
dürftig würden. 

 In mehreren Antworten wird wiederum darauf verwiesen, dass durch die Her-
absetzung der Volljährigkeit und den finanziellen Druck Angebote bzw. Maß-
nahmen für ältere Jugendliche zunehmend reduzierte würden. Eine solche 
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Entwicklung senkt natürlich auch den Altersschnitt der Kinder- und Jugendli-
chen in Betreuung. 

 Letztendlich wird in einer Antwort auch darauf hingewiesen, dass durch die 
Zunahme von ambulanten Unterstützungsangeboten gerade im Kinderbetreu-
ungsbereich auch immer jüngere Kinder als KlientInnen identifiziert würden. 

 
Insgesamt dürfte hier noch eine differenziertere Betrachtung nötig sein. Zum 
Beispiel wurde auch festgehalten, dass durch die Zunahme an ambulanten Un-
terstützungsmaßnahmen Kinder erst in einem höheren Alter in stationäre 
Betreuung kommen – „dafür oft mit intensiveren Auffälligkeiten“. Möglicherwei-
sen finden sich in unterschiedlichen Bereichen der Jugendwohlfahrt auch unter-
schiedliche Entwicklungen. 
Auch wenn eine eindeutige Aussage nicht zu treffen ist, weisen die verschiedenen 
Aussagen jedoch auf eine Wahrnehmung hin, deren empirische Überprüfung loh-
nenswert erscheint. 
 
 
2.3.2. Der Anteil von KlientInnen mit Migrationshintergrund 
steigt 
 
Ähnlich häufig wie Veränderungen in der Altersstruktur wurden von den Teilneh-
merInnen an der Befragung auch Veränderungen in der ethnischen Zusammen-
setzung festgestellt. 
Die Antworten weisen recht deutlich darauf hin, dass Menschen mit Migrations-
hintergrund eine relevante Klientinnengruppe darstellen, die im Zunehmen beg-
riffen ist. Als Ursache für diese Steigerung wird einerseits darauf hingewiesen, 
dass der Anteil von „ausländischen Familien“, „Asylwerbern“, „Familien mit mus-
limischer Herkunft, afrikanische Frauen, Familien aus Osteuropa“, „MigrantInnen“ 
oder „Flüchtlingsfamilien“ an der Bevölkerung im Steigen begriffen ist. Anderer-
seits werden von der Jugendwohlfahrt auch neue Aufgaben übernommen wie z.B. 
die Zuständigkeit für die Unbegleiteten Minderjährigen Flüchtlinge. Auf die Frage 
nach neu hinzugekommenen KlientInnengruppen werden KlientInnen mit Migra-
tionshintergrund am zweithäufigsten genannt. 
Hingewiesen wird dabei vor allem auf die spezifischen Herausforderungen, die die 
ethnischen und kulturellen Unterschiede für die Fachkräfte in der Jugendwohl-
fahrt bedeuten.  
Es werden Probleme im Verständnis angesprochen und in einer Antwort auch 
darauf verwiesen, dass die Jugendwohlfahrt die meisten Anliegen abschieben 
würde. 
 
 
2.3.3. Gewalt, Aggression und psychische Beeinträchtigungen 
sind zentrale neue Herausforderungen 
 
Bei der Kategorie „neu hinzukommende KlientInnengruppen“ werden am häufigs-
ten die Themen Gewalt/Aggression einerseits und KlientInnen mit psychiatrisch 
diagnostizierten bzw. diagnostizierbaren Auffälligkeiten andererseits angespro-
chen. Angegeben werden „KlientInnen, die psychiatrische Auffälligkeiten aufwei-
sen“, „psychiatrisch-pädagogische Grenzfälle“, „vor allem psychisch kranke Men-
schen und Suchtkranke“ oder KlientInnen aus dem Bereich der Jugendpsychiat-
rie“. Die Rede ist andererseits von „mehr aggressive[n] Klienten“, von einem ho-



 Seite 25 

hen „Gewaltpotential bei Minderjährigen“ oder davon, dass im stationären Be-
reich eine „Zunahme ‚schwieriger’ Jugendlicher“ festzustellen sei. 
Ist bei den neu hinzugekommenen KlientInnengruppen  von einer Zunahme von 
„schwierigeren“ Kindern und Jugendlichen die Rede, so wird bei den wegfallen-
den KlientInnengruppen  eine „Reduktion der ‚einfachen’ Fälle in der Vollen Er-
ziehung“ festgehalten. Oder es wird angemerkt, dass es „weniger ‚nicht-
schwierige’ Jugendliche“ gäbe. 
 
 
2.3.4. Ältere Jugendliche fallen aus dem Betreuungsrahmen 
 
Wie schon öfters erwähnt werden im Zusammenhang mit der Herabsetzung der 
Volljährigkeit auf 18 Jahre einerseits und dem finanziellen Druck andererseits 
Einschränkungen vor allem für ältere Jugendliche angegeben. Es gäbe immer 
weniger langfristige Betreuungen, Jugendliche und junge Erwachsene fallen aus 
dem Betreuungsrahmen bzw. es ist schwierig, adäquate Maßnahmen und Ange-
bote zu realisieren. 
 
 
2.3.5. Die Jugendwohlfahrt erreicht die Mittelschicht 
 
Etwas überraschend zeichnete sich auch eine dritte, als neu empfundene, Gruppe 
ab: Da ist die Rede von „immer mehr Klienten aus höheren Einkommens- und 
Bildungsschichten“, von „Familien aus an sich stabilen, eher guten Verhältnissen“ 
oder von „mehr Mittelschichtsjugendlichen“ und „teilweise mehr Mittelschichtkin-
der“. Auch zu dieser Kategorie zu  zählen ist vermutlich die Beschreibung „ju-
gendliche und erwachsene KlientInnen mit allgemein guten, vorhandenen Prob-
lemlösungsressourcen, die in akuter Ausnahmensituation keine Hilfe und Unter-
stützung finden ...“.  
Als Hintergrund wird in einer Einschätzung von einer zunehmenden Wohlstands-
verwahrlosung gesprochen.  
 
 
2.3.6. Wirtschaftliche Notlagen nehmen zu 
 
In mehreren Antworten wird auch darauf hingewiesen, dass sich eine Verschlech-
terung der wirtschaftlichen Situation vieler Familien feststellen lasse, mit den 
entsprechenden Folge- oder Begleiterscheinungen.  
 
Hingewiesen wird darüber hinaus auch auf eine Zunahme von schulischen Prob-
lemen und Defiziten, auf „Jugendliche nach Wegweisungen“ als neue KlientInnen 
und die Betreuung von ganzen Familien. 
 
 
2.3.7. Die Herausforderungen für die Fachkräfte in der Jugend-
wohlfahrt steigen 
 
Deutlich mehr als die Hälfte  der Antworten fokussiert darauf, dass durch die 
konstatierten Veränderungen neue Herausforderungen für die Jugendwohlfahrt 
entstanden sind, dass verstärkte Kooperation und Vernetzung mit anderen Fach-
kräften nötig geworden sei, der Fortbildungs- und Supervisionsbedarf gestiegen 
sei, die Betreuung schwieriger geworden sei und verschiedene neue Angebote 
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nötig wären. Es sei wesentlich schwieriger geworden, individuelle passende Ant-
worten und Interventionen zu finden. Es ist die Rede von höheren Anforderungen 
bis hin zu Überforderung der Jugendwohlfahrt, wobei dies zum Teil mit einem 
Anstieg von Aufgaben in Verbindung gebracht wird, zum Teil mit inhaltlich höhe-
ren Anforderungen. 
 
Den konstatierten höheren Anforderungen steht häufig eine kritische Einschät-
zung in Bezug auf die zur Verfügung stehenden Ressourcen gegenüber. Es wird 
dann z.B. formuliert, dass diejenigen, die von der Jugendwohlfahrt erfasst wer-
den, eine qualifiziertere Hilfestellung erhalten, es würden aber viele nicht mehr 
bei der Jugendwohlfahrt landen. In einer anderen Antwort wird der Umstand, 
dass das Alter der Kinder, die selber zur Kinder- und Jugendanwaltschaft kom-
men, sinke positiv gesehen, weil „mehr Dinge ans Tageslicht“ kämen, es wird 
aber negativ dazugestellt, dass die für die Unterstützung nötigen Kapazitäten 
nicht vorhanden wären. 
In einigen wenigen Antworten werden die konstatierten Entwicklungen als „be-
darfsgerecht“ oder „bewältigbar“ beschrieben.  
Grundsätzlich dominieren aber die Antworten, die die Entwicklungen eher negativ 
einschätzen oder zumindest die Schwierigkeiten und Herausforderungen in den 
Vordergrund stellen. 
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2.4. Veränderungen bei den Fachkräften in der Ju-
gendwohlfahrt 
 
 
In einem vierten Fragenkomplex wurde bei der Fragebogenerstellung auf den 
Bereich von Veränderungen in der Zusammensetzung der MitarbeiterInnen fo-
kussiert. Auch hier wurde nach einer allgemeinen Frage, ob Veränderungen in 
der Zusammensetzung der in der Jugendwohlfahrt tätigen Menschen bemerkt 
werden, versucht, mittels vorgebener Kategorien eine erste Orientierung über die 
wahrgenommenen Veränderungen zu bekommen.  
 
 

(n=50) 
 
Auch diese Frage wurde von 50 TeilnehmerInnen beantwortet. Etwas mehr als 
der Hälfte von ihnen (27 TeilnehmerInnen, d.s. 54%) bejahten die Frage nach 
Veränderungen in Bezug auf die MitarbeiterInnen. 34% (n=17) konnten im Blick 
auf die letzten fünf Jahre keine Veränderungen feststellen und sechs (d.s. 12%) 
kreuzten „kann ich nicht beantworten“ an.  
Nach der Häufigkeit der angegebenen Kategorien geordnet ergibt sich in der Fol-
ge das nachstehende Bild: 
 

Wenn Sie auf die letzten fünf Jahre zurückblicken: Hat sich in 
Ihrem Erfahrungsbereich die Gruppe der in der Jugendwohl-
fahrt tätigen Menschen verändert?  
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Veränderungen bei der Gruppe der MitarbeiterInnen 

Kategorie Anzahl Nennungen Prozent 

Veränderungen in der Ausbildung 19 38,00% 

Veränderungen bei den Arbeitsverhält-
nissen/-verträgen 

19 38,00% 

Veränderungen im Verhältnis von Pro-
fessionistInnen und Ehrenamtlichen 

10 20,00% 

Veränderungen im Geschlechterver-
hältnis 

9 18,00% 

Veränderungen in der Altersstruktur 7 14,00% 

Veränderungen in der ethnischen Zu-
sammensetzung 

5 10,00% 

Andere Veränderungen 2 4,00% 

(n=50) 
 
Wenn Veränderungen in diesem Bereich festgestellt wurden, wurden am häufigs-
ten Veränderungen bei der Ausbildung sowie bei Arbeitsverhältnissen bzw. 
-verträgen genannt (jeweils 19 Nennungen). Veränderungen im Verhältnis von 
ProfessionistInnen und Ehrenamtlichen als nächsthäufigste wurden zehn Mal ge-
nannt, gefolgt von Veränderungen im Geschlechterverhältnis (9 Nennungen), in 
der Altersstruktur (7 Nennungen), in der ethnischen Zusammensetzung (5 Nen-
nungen) und „Anderen Veränderungen“ (mit 2 Nennungen) 
 
 
2.4.1. Das Ausbildungsniveau steigt 
 
In einer Mehrheit der Antworten wird festgehalten, dass sich das Niveau bzw. der 
Standard der Ausbildung der in der Jugendwohlfahrt tätigen Menschen verbessert 
habe. Öfters erwähnt wird der Umstieg von den Sozialakademien auf Fachhoch-
schulstudiengänge. Aber auch  Menschen mit universitären Ausbildungen kom-
men zunehmend in den Betreuungsbereich. Ausbildung, Fortbildung und Supervi-
sion würden zunehmend in Anspruch genommen werden. In einzelnen Antworten 
wird auch beschrieben, dass die Ausbildungen inhaltlich an die komplexeren An-
forderungen des Tätigkeitsfeldes angepasst wurden.  
Festgestellt wird in einzelnen Antworten auch, dass sich in der Jugendwohlfahrt 
die zunehmende Ausdifferenzierung auf dem Ausbildungssektor bemerkbar ma-
che: es gibt eine Vielfalt an Ausbildungen und Zusatzqualifikationen.  
Die Veränderungen bei den Ausbildungen werden durchwegs als positiv beschrie-
ben. Die Entwicklungen seien „bedarfsgerecht“, mehr Wissen würde in die Arbeit 
eingebracht, die höhere Qualifikation sei positiv für die Kinder, es gäbe mehr 
Professionalität und Qualität etc.  
Allerdings werden auch Ambivalenzen formuliert: Die Zeit für Schulun-
gen/Weiterbildungen gehe zu Lasten der Betreuungsarbeit, GeneralistInnen wür-
den zunehmend von SpezialistInnen verdrängt, der Wildwuchs am Aus- und Wei-
terbildungsmarkt sei schwer überschaubar geworden oder die feststellbare „Aka-
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demisierungswelle“ sei verbunden mit einem genauen Hinschauen auf die Ar-
beitszeit. 
Es wird aber auch festgehalten, dass viele Ausbildungen zu theoretisch ausge-
richtet seien und in vielen Feldern Menschen mit spezifischem Erfahrungshinter-
grund gebraucht würden. In einer Antwort wird der Eindruck festgehalten, dass 
trotz zunehmender pädagogischer Qualifikation die Belastbarkeit der Mitarbeite-
rInnen und auch das Interesse an der „einfachen Alltagsgestaltung“ abnehme. 
Kritisch angemerkt wird, dass zwar die Ausbildungsvoraussetzungen strenger 
geworden wären, es andererseits aber einen Trend zu kürzeren, billigeren Aus-
bildungen gäbe. Strenge Ausbildungserfordernisse machen auch – so eine Ant-
wort – extrem unflexibel und der Blick allein auf Ausbildungen sei zu eng – da die 
Absolvierung einer Ausbildung noch kein Garant für Kompetenz sei. 
 
Ambivalent bleibt insgesamt die Einschätzung in Bezug auf den Einsatz von eh-
renamtlichen MitarbeiterInnen. Während in einzelnen Antworten ein Trend zur 
Forcierung ehrenamtlicher Tätigkeiten auch im Betreuungsbereich formuliert wird 
(in der Regel vor dem Hintergrund finanzieller Probleme) wird in anderen Ant-
worten vor dem Hintergrund steigender Anforderungen an die MitarbeiterInnen 
ein gegenläufiger Trend konstatiert. Betont wird im Kontext „Ehrenamtlichkeit“ 
aber auch die Notwendigkeit einer Ausbildung und kompetenten Begleitung von 
ehrenamtlichen MitarbeiterInnen. Festgehalten wird letztendlich in einer Antwort 
auch, dass ehrenamtliche Tätigkeiten vor allem von Menschen in Ausbildung ü-
bernommen würden, die Erfahrungen sammeln wollen. 
 
 
2.4.2. Die Arbeitsverhältnisse werden klarer, standardisierter 
und tendenziell prekärer 
 
Am häufigsten wird in den Antworten auf die neuen Kollektivverträge im Sozial-
bereich bzw. auf Veränderungen im öffentlichen Dienstrecht eingegangen. Hier 
wird einerseits auf „formalere Arbeitsverträge“ und „korrekte Arbeitsverhältnisse“ 
hingewiesen und festgestellt, dass durch die Kollektivverträge mehr Rechtssi-
cherheit für die ArbeitnehmerInnen hergestellt wurde. Gleichzeitig wird festge-
stellt, dass diese Veränderungen „nicht unbedingt zum Vorteil der zu betreuen-
den Kinder“ seien, dass damit eine „Umverteilung aber auch Reduktion der Le-
bensverdienstsumme“ verbunden sei oder dass „im sozialen oder JW-Bereich 
[...] auch die Tür in Richtung flexiblerer und teilweise schlechterer Verträge bzw. 
Bezahlung aufzugehen“ scheine. 
In Bezug auf das öffentliche Dienstrecht wird das Ausdehnen der Befristung von 
Arbeitsverträgen auf insgesamt drei Jahre erwähnt wie überhaupt in mehr als der 
Hälfte der Antworten eine Zunahme an befristeten Arbeitsverhältnissen, ein zu-
nehmender Einsatz von freien MitarbeiterInnen und „neuen Selbständigen“ und 
eine Zunahme an Teilzeitverträgen beschrieben wird. 
In Bezug auf die neuen arbeitsrechtlichen Bedingungen werden manchmal Ambi-
valenzen formuliert: So werden Interessensgegensätze festgestellt zwischen den 
Ansprüchen von ArbeitnehmerInnen einerseits und den Bedürfnissen der zu 
betreuenden Kinder andererseits. Auch werden Polarisierungen zwischen Mitar-
beiterInnen mit unterschiedlichen arbeitsrechtlichen Bedingungen erwartet.  
Häufigere MitarbeiterInnenwechsel werden befürchtet wie auch die Gefahr einer 
geringer werdenden Identifikation der MitarbeiterInnen mit ihrer Organisati-
on/Einrichtung vor dem Hintergrund sich verschlechternder Bedingungen (z.B. 
durch schlechtere Arbeitsverträge und Rahmenbedingungen für Honorarkräfte). 
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Eine Zunahme von Teilzeitarbeitsplätzen wird positiv mit einem Mehr an Vielfäl-
tigkeit verbunden, allerdings auch mit Belastungen für die Organisation durch 
einen häufigeren Personalwechsel. 
 
 
2.4.3. Betreuungsarbeit wird (wieder) weiblicher 
 
Lediglich in einer Antwort wird festgestellt, dass sich „vermehrt Männer [...] in 
psychosoziale Berufe [wagen]. In den anderen kommt zum Ausdruck, dass der 
„Überhang der Frauen [...] noch deutlicher [wird]“, da sich immer weniger 
„männliche Sozialarbeiter“, „Sozialpädagogen“, männliche Betreuungspersonen 
bewerben würden. Dies offenbar trotz „des Bemühens der Ausbildungsgänge“ 
oder dem großen „Wunsch nach männlichen Kollegen in unterschiedlichen Berei-
chen“. In einer Antwort wird dieser Umstand konkret mit „niedrigem Einkom-
men“, „erhöhtem zeitlichen Arbeitseinsatz“ und „’kargem Image’“ in Verbindung 
gebracht, die Männer „meist abschrecken“. 
 
 
2.4.4. Die Altersstruktur wird möglicherweise homogener 
 
In drei der sechs Antworten wird eine Verschiebung in der Alterstruktur hin zu 
älteren MitarbeiterInnen festgestellt. Hier wird zum einen eine Gruppe von Mitar-
beiterInnen genannt, die in den 90er Jahren beim Aufbau neuer Dienste einge-
stiegen sei – andererseits wird die Zunahme älterer MitarbeiterInnen mit der 
schwierigen Arbeitsmarktsituation in Verbindung gebracht, die eher zu einem 
Verbleib im Betrieb motiviert. In zwei Antworten wird eine gegensätzliche Ent-
wicklung beschrieben – das Alter der MitarbeiterInnen würde im Durchschnitt 
sinken – einerseits durch einige Neuaufnahmen, andererseits, da ältere Mitarbei-
terInnen zunehmend aus gesundheitlichen Gründen ausscheiden und entweder 
ganz aussteigen oder sich in andere Bereiche hin orientieren würden. In einer 
Antwort wird letztendlich darauf hingewiesen, dass dies unterschiedlich sei, dass 
es jüngere und ältere Teams gäbe. Ein eindeutiger Trend lässt sich in Bezug auf 
die Alterstruktur nicht herauslesen, allerdings bleibt als Eindruck, dass mögli-
cherweise die Altershomogenität steigt. 
Eine festgestellte Verjüngung in der Altersstruktur wird ambivalent beschrieben, 
als Verlust von Erfahrung einerseits aber auch als Chance für Neues. In manchen 
Antworten wird aber auch sichtbar, dass es Probleme und Reibungsflächen im 
Miteinander von jüngeren und älteren MitarbeiterInnen geben kann: Etwa, wenn 
„ altgediente, erfahrene MitarbeiterInnen“ damit konfrontiert werden, dass in die 
Leitungsfunktionen „junge Menschen mit geringer bis gar keiner Berufserfah-
rung“ aufrücken. 
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2.5. Neun Bundesländer – neun Jugendwohlfahrtsge-
setze: Einschätzungen zur föderalistischen Struktur der 
Jugendwohlfahrt in Österreich 
 
 
Da die unterschiedlichen Ausgestaltungen der Jugendwohlfahrt in den Bundes-
ländern in den Antworten bei den bisherigen Befragungen immer wieder themati-
siert wurden, sollte dieses Thema anhand einer offenen Frage noch einmal expli-
zit angesprochen werde. Immerhin 38 TeilnehmerInnen haben diese Frage auch 
beantwortet. Die Antworten waren zum Teil sehr kurz und bündig, zum Teil auch 
etwas ausführlicher. Für einen ersten Überblick wurden die Antworten danach 
geordnet, ob in ihnen eine positive oder negative Einschätzung dieses Systems 
zum Ausdruck kommt. Da in mehr als der Hälfte der Antworten positive wie ne-
gative Aspekte angesprochen wurden, wurde als dritte Kategorie noch „positiv & 
negativ“ hinzugenommen.  
 
Die Einschätzung der föderalistischen Struktur der Jugendwohlfahrt in Österreich 
ist entlang dieser Kategorien relativ gleichmäßig verteilt. Sie wird von elf Teil-
nehmerInnen positiv konnotiert, elf weitere halten sie für negativ und 14 der Be-
fragten finden positive wie negative Aspekte. In zwei Antworten wird festgehal-
ten, dass man dies nicht einschätzen könne bzw. zuwenig Einblick habe. 
Differenziert man die Antworten entlang der Tätigkeitsbereiche, ergibt sich fol-
gendes Bild: 
 
 

Bewertung der föderalistischen Struktur der Jugendwohlfahrt 

Im unmittelbaren Jugend-
wohlfahrtsbereich  

Positiv Positiv & 
Negativ 

Negativ Keine Ein-
schätzung 

bei öffentlichen Trägern 3 6 3 1 

bei freien Trägern 7 3 3  

selbständig   2  

Im Nahbereich 2 3 2 1 

(n=38) 
 
Auffällig dabei ist, dass die Einschätzung bei MitarbeiterInnen freier Träger etwas 
positiver ausfällt als bei den anderen Gruppen. Dass auf selbständiger Basis Täti-
ge die föderalistische Struktur durchwegs eher negativ einschätzen kann ein Zu-
fall sein, man könnte diesen Umstand allerdings auch als Indiz dafür nehmen, 
dass sie es ohne institutionellen Hintergrund und die damit verbundenen Res-
sourcen eher schwer haben. 
 
Positiv hervorgehoben werden vor allem die Möglichkeiten, sich an regionale Ge-
gebenheiten und Bedarfe anzupassen, regionale Lösungen zu entwickeln und a-
däquate Strukturen auszubilden. Dies unterstützt nach Einschätzung einiger Be-
fragten auch Innovationen und eine relativ rasche Umsetzung von Projekten. 
Ohne föderalistische Strukturen seien manche „rasche“ Entwicklungen kaum vor-
stellbar und manchmal könnten Vorreiter auch beispielgebend für andere Bun-
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desländer sein. Darüber hinaus werden die Überschaubarkeit, die bessere Ver-
netzung auf Landesebene und der unmittelbare Kontakt zu den obersten Ju-
gendwohlfahrtsbehörden hervorgehoben.  
Negativ betont wird vor allem der Umstand, dass Kinder und Jugendliche un-
gleich behandelt werden. Von Trägern, die in mehreren Bundesländern tätig sind 
wird moniert, dass bei bundesländerübergreifenden Aktivitäten ein relativ hoher 
Aufwand betrieben werden muss, um einerseits die unterschiedlichen Regelun-
gen zu erfassen und dann diesen entsprechend zu agieren, was auch mit ent-
sprechenden Kosten verbunden ist. 
Mehrfach wird die „Verneunfachung“ von Normierungen kritisiert und auf das 
Fehlen einheitlicher Standards (z.B. in Bezug auf die Qualität) hingewiesen. 
Ein Mehr an gemeinsamer Planung wird in einzelnen Antworten als nötig hervor-
gehoben, es wird mehr Überblick gefordert und eine Evaluation der Vor- bzw. 
Nachteile der jeweiligen Strukturen für sinnvoll erachtet. 
 
Während so in einigen Antworten die föderalistische Struktur für die Entwicklung 
der Jugendwohlfahrt, ihrer Strukturen und Angebote als günstig angesehen wird, 
wird sie in anderen Antworten eher als blockierender oder bremsender Faktor 
gesehen. Deutlich wird, dass die Einschätzung sehr eng mit der jeweiligen Positi-
on bzw. Perspektive in der Jugendwohlfahrtslandschaft zusammenhängt und für 
manche Akteure eher Nachteile, für andere aber eher Vorteile bringt. 
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2.6. Die Verwaltungsstrukturen passen, so lange es 
nicht um Macht und Geld geht 
 
 
Ein weiteres Thema, das in den bisherigen Frage immer wieder auftauchte und 
im Kontext struktureller Aspekte relevant ist, ist die Frage, wie die Jugendwohl-
fahrt in die Verwaltungsstruktur der jeweiligen Bundesländer eingepasst ist und 
wie weit dies als passend, funktionierend oder problematisch erlebt wird. 
Wie bei den anderen Fragen auch sind die Antworten auf diese Frage relativ breit 
gestreut und reichen von „großartig“ bis „schlecht“. Auch wenn man die Bundes-
länder betrachtet, auf die sich die jeweiligen Antworten beziehen (sollten), än-
dert sich wenig an dieser Streuung. Dies kann als Indiz dafür gelesen werden, 
dass je nach Arbeitsbereich oder je nach Problemstellungen unterschiedliche Er-
fahrungen gemacht werden. In der Folge werden einige Aspekte hervorgehoben, 
die häufiger genannt wurden: 
 
Eine Gruppe an Antworten hebt vor allem Unflexibilitäten hervor, die durch die 
gegebenen Strukturen verursacht werden. Ein zentraler Aspekt dabei sind finan-
zielle Fragen, wo z.B. ressortübergreifenden Lösungen zwischen Jugendwohlfahrt 
und Sozialhilfe nicht möglich sind. 
Ein weiteres Thema, das häufiger auftaucht ist das „Hin- und Herschieben von 
KlientInnen“ zwischen Jugendwohlfahrt und Gesundheitsressort. 
Mehrmals wird darauf verwiesen, dass eine bessere Kommunikation und Koope-
ration zwischen Jugendwohlfahrt und Schulabteilung nötig wäre. 
Auch dass Jugend und Jugendwohlfahrt zu zwei verschiedenen Ressorts gehören, 
wird angeführt. 
In einer Antwort wird die Zusammenarbeit zwischen Jugendwohlfahrt und Pfleg-
schaftsgerichten als schwierig dargestellt. 
 
Als eine Schwierigkeit wird in mehreren Antworten darauf Bezug genommen, 
dass Budgeterstellung und fachliche Verantwortung getrennt seien. Die fachli-
chen Aspekte scheinen hier gegenüber anderen Aspekten in den Hintergrund ge-
drängt zu sein. 
Die Frage der Finanzierung von bzw. der Kosten für Jugendwohlfahrtsleistungen 
ist in einer Reihe von Antworten präsent. 
 
In einzelnen Antworten wird auf Schwierigkeiten der aktuellen gesetzlichen Rege-
lungen hingewiesen, die es z.B. schwierig oder unmöglich machen, für über 21-
Jährige Unterstützungsmöglichkeiten zu finden, wenn solche benötigt würden. 
Als problematisch für manche Angebote wird auch die Trennung zwischen fall-
spezifischen „Pflichtleistungen“ und fallunspezifischen „Förderungen“, wie sie in 
der Steiermark vorgesehen ist, angeführt. 
 
Mehrere Antworten beziehen sich auf Fragen oder Probleme der Kompetenz- 
bzw. Aufgabenaufteilung zwischen Landes- und Bezirksebene. In mehreren Ant-
worten wird auch die Zuordnung der Jugendwohlfahrt zu verschiedenen politi-
schen Ressortverantwortlichen als problematisch angeführt. 
 
In anderen Antworten wird zwar festgestellt, dass manche gewachsene Struktu-
ren für Veränderungen nicht unbedingt hilfreich aber auch nicht blockierend sei-
en, sodass dennoch Einiges/Vieles möglich sei. In einer Antwort wird auch darauf 
hingewiesen, dass Diskussionen zwischen verschiedenen Ressorts durchaus be-
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fruchtend sein können – wenn nicht Abgrenzung und Machterhalt im Vordergrund 
stehen. 
Grundsätzlich klingt in vielen Antworten durch, dass ein Mehr an Zusammenar-
beit bzw. eine bessere Kommunikation und Kooperation gewünscht würden. 
Wenn das gemeinsame Suchen nach Lösungen im Vordergrund stehen würde, 
dann seien Aufteilungen und Zuständigkeiten nicht das Problem. 
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3. Schlussfolgerungen 
 
 
Die Befragung, die verschiedene Ebenen angesprochen hat, hat eine Fülle an 
zum Teil sehr unterschiedlichen Erfahrungen, Einschätzungen und Eindrücken 
gebracht. Die Antworten waren nur zum Teil systematisierbar und auch die quan-
titativ orientierten Teile erheben nicht den Anspruch, ein repräsentatives Bild 
darzustellen. 
Sehr wohl aber ergeben sich aus den Antworten eine Vielzahl an Hinweisen auf 
mögliche Entwicklungen, wo es sich lohnen würden, genauer hinzuschauen und 
einzelnen Themen weiter nachzugehen. 
 
In einem ersten Aufriss entspricht das Bild dem Eindruck, den die JU-Quest-
Befragung 2005 erbrachte. Es hat sich viel getan, die Jugendwohlfahrtslandschaft 
hat sich in den letzten Jahren sehr dynamisch entwickelt und ausdifferenziert. 
Derzeit ist diese Entwicklung vor allem aus finanziellen Gründen aber stark ge-
bremst bzw. ins Stocken geraten. Ob dies nun – eher positiv konnotiert – als 
Konsolidierung anzusehen ist oder – eher negativ konnotiert – als Stagnation 
wenn nicht Rückschritt, wäre ein spannendes Diskussionsthema. 
 
Als zentrale Themen für weitere Diskussionen fallen in dieser Befragung vor al-
lem zwei Diskrepanzen auf: 
 

 Die Zielsetzung von Veränderungen der Organisationsstrukturen wird positiv 
gesehen, die Umsetzung eher negativ.  
In Bezug auf die Veränderungen von Organisationsstrukturen in der Jugend-
wohlfahrt aber auch in den angrenzenden Bereichen wird recht deutlich sicht-
bar, dass hier viel Energie darin investiert wird, mehr Klarheit und Transpa-
renz zu schaffen und effizientere Strukturen zu entwickeln. Die Zielsetzungen 
der organisatorischen Veränderungen werden auch in der Regel sehr positiv 
konnotiert.  
Deutlich negativ konnotiert wird andererseits die Art der Umsetzung, die als 
demotivierend, verunsichernd, ängstigend und zum Teil entwertend erlebt 
wird.  
Angesprochen wird in mehreren Antworten in diesem Kontext eine Verände-
rung gegenüber der Praxis in den 90er Jahren. Eine Orientierung auf eine 
starke Einbindung – vor allem auch des mittleren Managements – in Ent-
wicklungs-, Planungs- und Entscheidungsprozesse wird von einer zunehmen-
den top-down-Orientierung abgelöst. Manche Antworten legen zumindest den 
Eindruck nahe, dass eine in Wirtschaft und Politik schon länger feststellbare 
„Managementkultur“ zunehmend auch den Sozialbereich erobert.  

 
 Ein zweites wegen seiner sehr unterschiedlichen Wahrnehmungen auffallen-

des Thema ist die Frage nach dem Verhältnis von öffentlichen zu freien Trä-
gern.  
Von Seiten der öffentlichen Träger wird in der Regel festgestellt, das Verhält-
nis sei partnerschaftlicher oder kooperativer geworden und es werde ver-
sucht, die freien Träger stärker als früher einzubinden. Auch habe sich der 
Fokus von der Fachaufsicht und dem Aufzeigen von Missständen deutlich in 
die Richtung eines gemeinsamen Bemühens um Qualität verschoben.  
Demgegenüber wird von Seiten der freien Träger der Schwerpunkt deutlich 
auf die finanziellen Einschränkungen, die Einschränkungen in ihren Gestal-
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tungsmöglichkeiten und eine Zunahme an Kontrolle gelegt.   
In engem Zusammenhang damit stehen die Fragen, wie weit einerseits die 
freien Träger zu „bloßen Dienstleistern“ für die öffentliche Jugendwohlfahrt 
werden und wie weit andererseits angesichts finanzieller Engpässe und Pla-
nungsnotwendigkeiten die Steuerungsmöglichkeiten der öffentlichen Träger 
gehen.  
Vermutet werden kann, dass die Frage des Verhältnisses von öffentlichen und 
freien Trägern angesichts der derzeitigen Versuche zur Reduktion von öffent-
lichen Ausgaben und Aufgaben und der Suche nach neuen Gestaltungsmög-
lichkeiten der öffentlichen Verwaltung eine zunehmende Brisanz gewinnt.  

 
Was die konkreten Anforderungen an die Fachkräfte der Jugendwohlfahrt betrifft 
so ergeben sich aus den Antworten verschiedene Hinweise: 
 
Es gibt eine Vielzahl an neuen Herausforderungen, wobei vor allem vier heraus-
stechen: 
 

 Zum ersten wird sehr häufig auf eine zunehmende Dominanz der Themen 
Gewalt und Aggression verwiesen sowie auf eine Zunahme der KlientInnen, 
die im weitesten Sinne in einen psychiatrischen Kontext gestellt werden kön-
nen. Hier werden auch zunehmend neue Kooperationen mit der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie notwendig. Die Antworten vermitteln den Eindruck einer 
starken Häufung von psychiatrisch relevanten Problemstellungen. Wenn dies 
zutreffen sollte – was zu überprüfen wäre – dann erschiene es sinnvoll, sich 
damit zu beschäftigen, woraus dieser Anstieg resultieren könnte. 

 Zum zweiten erhält in den Antworten das Thema „Kinder, Jugendliche und 
Familien mit Migrationshintergrund“ und die Anforderungen, die damit ver-
bunden sind, ein sehr deutliches Gewicht. In einzelnen Antworten wird formu-
liert, dass sich die Jugendwohlfahrt diesem Thema noch viel zu wenig stellt 
und in anderen kommt sehr deutlich zum Ausdruck, mit welchen Schwierig-
keiten die Fachkräfte in der Jugendwohlfahrt in diesem Zusammenhang kon-
frontiert sind. 

 Als dritte Herausforderung finden sich in vielen Antworten zu einzelnen Fra-
gen Probleme im Kontext von Schule.  
Neue Angebote von Schulsozialarbeit werden etabliert, Schulverweigerung ist 
ein häufig genanntes Problem, Angebote für schulverwiesene Kinder und Ju-
gendliche werden gemacht, Einrichtungen müssen sich zunehmend mit 
Schulschwierigkeiten beschäftigen und es wird formuliert, dass an die Ju-
gendwohlfahrt zunehmend die Forderung gerichtet wird, einen Erziehungs- 
und Kontrollauftrag zu übernehmen, den eigentlich die Schule hätte. In Bezug 
auf Veränderungen in Kommunikations- und Kooperationsstrukturen tauchen 
die Schulen und Schulbehörden immer wieder auf und auch in Bezug auf die 
Verwaltungsstrukturen wird die zunehmende Notwendigkeit der Zusammen-
arbeit formuliert. 

 Die in einigen Antworten formulierte Zunahme an „KlientInnen aus der Mittel-
schicht“ erscheint zumindest überprüfenswert, inwieweit sich darin – wenn 
die Tendenz zutreffend sein sollte – gesellschaftliche Veränderungen wider-
spiegeln. 

 
Während auf der einen Seite also eine Reihe an Herausforderungen steht, steht 
auf der anderen Seite eine Tendenz zur Einschränkung von Ressourcen, eine 
Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und ein zunehmender Druck auf ver-
schiedensten Ebenen. 
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 Diskussionswürdig erscheint angesichts der von manchen in den Raum ge-

stellten Tendenzen einer zunehmenden Prekarisierung von Arbeitsverhältnis-
sen in der Jugendwohlfahrt auch die Frage, welche Rahmenbedingungen und 
Strukturen Soziale Arbeit braucht, um den vielfältigen Anforderungen gerecht 
werden zu können. 

 
 
Letztendlich ist der Eindruck nicht von der Hand zu weisen, dass sowohl in Bezug 
auf die föderalistische Struktur als auch in Bezug auf die jeweiligen Verwaltungs-
strukturen positive wie negative Aspekte zu diskutieren wären. Auch wenn das 
Problem weniger in den Strukturen gesehen wird, deuten die Formulierungen 
doch darauf hin, dass in vielen Aspekten ein Mangel an konstruktiver Auseinan-
dersetzung und gemeinsamer Anstrengungen bzw. ein Zuviel an Abgrenzung 
empfunden wird, das vor allem in Verbindung mit Macht einerseits und knappen 
Ressourcen andererseits gebracht wird. 
 
Insgesamt bleibt der Eindruck, dass gerade auch in Bezug auf strukturelle Fragen 
viele Themen im Raum stehen, die zu bearbeiten spannend, interessant und loh-
nend wäre.  
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Anhang 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Das Projekt JU-Quest: eine Kurzinformation 
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                          Powered by  
 

 

 
Auf Initiative des Fachbereichs Pädagogik von SOS-Kinderdorf Österreich hat sich 
am 5./6. Juni 2002 in Eugendorf eine Gruppe von Fachleuten aus unterschiedli-
chen jugendwohlfahrtsrelevanten Arbeitsfeldern getroffen und ein neues Projekt 
aus der Taufe gehoben. 
Mit „JU-Quest“ – so der gemeinsam gefundene Name – soll das Medium Internet 
genutzt werden, um 
 
• ein neues Forum für die fachliche Diskussion über die aktuelle Situation und 

die zukünftige Entwicklung der Jugendwohlfahrt in Österreich zu schaffen 
• eine intensivere Vernetzung der mit Jugendwohlfahrtsfragen befassten Fach-

leute zu ermöglichen und 
• längerfristig eine umfangreiche Wissensbasis zu Jugendwohlfahrtsfragen auf-

zubauen. 
 
Regelmäßig über das Internet durchgeführte ExpertInnen-Befragungen stellen 
die Grundlage für einen Überblick, welche Entwicklungen und Trends die gegen-
wärtige Situation der österreichischen Jugendwohlfahrt bestimmen und für die 
nähere Zukunft relevant sein werden, dar. Die Ergebnisse werden auf einer eige-
nen Homepage veröffentlicht. Derzeit ist geplant, ein Mal pro Jahr eine Befra-
gung durchzuführen und den TeilnehmerInnenkreis im Schneeballsystem konti-
nuierlich zu erweitern.  
Ebenso ein Mal pro Jahr findet eine ExpertInnen-Konferenz statt, die Raum ge-
ben soll für eine intensivere Auseinandersetzung und das Knüpfen persönlicher 
Kontakte. 
 
Für den Inhalt verantwortlich ist eine Steuerungsgruppe, die sich derzeit zusam-
mensetzt aus: 

• Dr. Andrea Holz-Dahrenstaedt, Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg  

• Dr. Brigitta Beghella, Psychologin und Psychotherapeutin, Salzburg 

• Mag. Werner Kapferer, Institut für Sozialpädagogik Stams (ab 2007) 

• Dr. Werner Leixnering, Oö Landesnervenklinik Wagner-Jauregg Linz  

• Gerhard Mitter, Pro Juventute, Salzburg  

• Dr. Christian Posch, SOS-Kinderdorf/Fachbereich Pädagogik, Innsbruck  

• Univ.-Prof. Dr. Josef Scheipl, Institut für Bildungs- und Erziehungswissen-
schaft der Karl-Franzens-Universität Graz  

• DSA Herbert Siegrist, Arbeitskreis Noah,  Strengberg und Wien 

• Univ.-Prof. Dr. Stephan Sting, Institut für Erziehungswissenschaft und Bil-
dungsforschung der Universität Klagenfurt 
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• Dr. Silvia Zabernigg, Pflegekinderdienst des Vorarlberger Kinderdorfes in 
Feldkirch  

 

An der Planung der Befragung und der ExpertInnen-Konferenz 2006 mitgearbei-
tet haben darüber hinaus  

• Dorothea Klampfl MAS, Stadt Graz/Jugendwohlfahrtsplanung und Quali-
tätsmanagement  

• Dr. Hedwig Träger, Institut für Sozialpädagogik in Stams 

die mit Jahresende 2006 aus der Steuerungsgruppe ausgeschieden sind. 

 
Detailliertere Informationen gibt es auf der Web-Site des Projektes unter: 
 

http://www.ju-quest.at 
 

 
Zum aktuellen Stand: 
 
• Seit dem Projektstart im Sommer 2002 wurden fünf Befragungen durchge-

führt und vier ExpertInnenkonferenzen organisiert. 
• Auf der Web-Site von JU-Quest finden sich die Berichte über die bisher durch-

geführten Befragungen und zwei Manuskripte von Vorträgen, die im Rahmen 
der Konferenzen gehalten wurden. 

• Darüber hinaus präsentiert sich auf der Web-Site von JU-Quest das Partner-
projekt JuRE, das sich mit rechtlichen Fragen der Jugendwohlfahrt auseinan-
dersetzt.  

• Derzeit ist die Steuerungsgruppe damit beschäftigt, die Zielsetzungen des 
Projektes noch einmal zu schärfen und kleinere „Nachjustierungen“ vorzu-
nehmen. Für 2007 ist auf jeden Fall wieder eine Befragung und eine Konfe-
renz geplant. 

 
 


